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Grußwort des Bundes- 
gesundheitsministers

Bestmögliche Versorgung und Unter-
stützung für jeden Pflegebedürftigen 
zu gewährleisten, ist ein großes so-
ziales Versprechen und eine gesamt- 
gesellschaftliche Aufgabe, an dem 
Millionen Beschäftigte, Ehrenamt- 
liche und vor allem Angehörige jeden 
Tag mit großem Einsatz arbeiten.

Die meisten Menschen möchten 
nach wie vor zu Hause gepflegt wer-
den, und die Pflege findet in großem 
Umfang durch Angehörige statt. Da-
her müssen wir auch die Pflege in 
den eigenen vier Wänden so gut wie 
möglich unterstützen. Neben teilsta-
tionären Angeboten gehören dazu 
häusliche Hilfen in der Betreuung, 
Hauswirtschaft und Begleitung – und 
gerade auch die Entlastung pflegen-
der Angehöriger. Mit den vorange-
gangenen Pflegereformen haben wir 
viel für die Verbesserung der Lebens-
situation von Pflegebedürftigen und 

Angehörigen getan, zum Beispiel den 
Entlastungsbetrag angehoben und 
seine Verwendungsmöglichkeiten er-
weitert. 

Damit diese Verbesserungen wirken, 
sind aber gute, erreichbare und be-
darfsgerechte Angebote vor Ort not-
wendig, die dort ankommen, wo sie 
gebraucht werden. Noch immer wird 
der Entlastungsbetrag von 125 Euro 
von vielen Familien nicht oder nur 
in Teilen genutzt. Das liegt oft daran, 
dass anerkannte Angebote zur Unter-
stützung im Alltag nicht flächende-
ckend oder bedarfsgerecht verfügbar 
sind. Zugleich erfahren Hilfebedürf-
tige viel informelle Unterstützung 
durch Freunde, Bekannte und Nach-
barn. In einzelnen Bundesländern 
können diese Hilfen anerkannt und 
der Entlastungsbetrag dafür genutzt 
werden. Um die Situation von Pflege-
bedürftigen und Angehörigen Schritt 
für Schritt weiter zu verbessern, ha-
ben wir das Kuratorium Deutsche 
Altershilfe damit beauftragt, das 
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Potenzial dieses ehrenamtlichen En-
gagements von Einzelpersonen zu 
untersuchen und deren wohnortnahe 
Förderung durch sogenannte Service-
punkte modellhaft zu erproben. 

Die nun vorliegenden Ergebnisse 
zeigen, dass dieses Potenzial enga-
gierter Nachbarschaftshelferinnen 
und Nachbarschaftshelfer vor Ort 
tatsächlich groß ist. Sie zeigen aber 
auch, dass wir engagierte Menschen 
genauso wie Pflegebedürftige und 
Angehörige zielgerichtet informie-
ren, beraten und begleiten müssen. 
Servicepunkte haben sich hier als ein 
wirkungsvoller Ansatz bestätigt – ver-
netzbar mit wohnortnahen Einrich-
tungen, wie zum Beispiel Pflegestütz-
punkten.

Für die nachhaltige Verbesserung der 
Situation in der häuslichen Pflege hat 
uns die Untersuchung des Kurato-
riums Deutsche Altershilfe Wege ge-
wiesen. Es ist jetzt an uns allen, sie zu 
gehen und die Rahmenbedingungen 

zu schaffen, damit Hilfe weiter ent-
steht und ankommt. 

Jens Spahn, 
Bundesgesundheitsminister
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„Helfen ist machbar, Herr 
Nachbar! Helfen macht 
Sinn, Frau Nachbarin!“
Mit diesen Slogans wird in Nord-
rhein-Westfalen für mehr nachbar-
schaftliches Engagement gegenüber 
Pflegebedürftigen und Angehörigen 
geworben. Zugleich wird dabei über 
die Anerkennungsmöglichkeiten von 
Nachbarschaftshilfe als Angebot zur 
Unterstützung im Alltag gemäß § 45a 
SGB XI informiert.

Ist helfen machbar? Macht helfen 
Sinn? Und was braucht Nachbar-
schaftshilfe, damit sie gelingen kann? 
Diese und weitere Fragestellungen 
hat das Kuratorium Deutsche Alters-
hilfe von 2017 bis 2020 im Rahmen 
eines Forschungs- und Entwicklungs-
projektes im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Gesundheit unter-
sucht. Dabei wurde erprobt, ob 
sogenannte Servicepunkte durch 
wohnortnahe Beratung, Informati-
on, Netzwerkarbeit und Vermittlung 

Nachbarschaftshilfe fördern und Pfle-
gebedürftige unterstützen können. 
Das Projekt knüpft damit an die bald 
60-jährige Tradition des Kuratoriums 
Deutsche Altershilfe an, Innovation 
und gesellschaftlichen Fortschritt 
partnerschaftlich und umsetzungsori-
entiert an der Schnittstelle zwischen 
Wissenschaft und Praxis zu erzeugen. 

Unter welchen Voraussetzungen und 
Rahmenbedingungen ein Service-
punkt funktioniert, welche Kompro-
misse manchmal notwendig sind, 
wie dadurch Nachbarschaftshilfe ge-
fördert werden kann und welchen 
Beitrag Nachbarschaftshilfe für die 
Unterstützung von Pflegebedürftigen 
und für ihre Angehörigen leistet, stellt 
dieses Handbuch anschaulich dar.

Dieses Handbuch baut auf den im 
Projekt erprobten Konzeptbaustei-
nen, den qualitativen und quantitati-
ven Ergebnissen des Projektes sowie 
den Erfahrungen der Mitarbeitenden 
in den Servicepunkten auf. Begleitend 

finden Sie an vielen Stellen Lesetipps 
für die weitere Lektüre. 

Wenn von Nachbarschaftshilfe ge-
sprochen wird, ist von bürgerschaft-
lich engagierten Einzelpersonen die 
Rede, die sich in ihrer Nachbarschaft 
engagieren und hierfür nach gelten-
dem Landesrecht anerkannt wurden. 
Der folgende Abschnitt widmet sich 
den konzeptionellen und gesetzli-
chen Grundlagen. In Kapitel 2 – „Die 
Rechtsverordnungen der Länder: 
Was ist wo und wie geregelt?“ geht 
es dann um die Rechtsverordnungen 
der Bundesländer, in denen Nach-
barschaftshilfe gemäß § 45a SGB XI 
anerkannt wird sowie darüber hin-
ausgehende Rahmenbedingungen. 
Kapitel  3 – „Der Servicepunkt“ be-
schäftigt sich anschließend mit den 
umsetzungsorientierten Aspekten 
der Arbeit von Servicepunkten und 
Fragen, die bei der Einrichtung von 
Servicepunkten und der Verstetigung 
ihrer Arbeit zu beachten sind.
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Dieses Handbuch ist damit sowohl 
ein Nachschlagewerk als auch eine 
Praxishilfe. Da sich viele Informatio-
nen im Laufe der Zeit ändern, haben 
wir die Handreichung multimedial 
angelegt. An vielen Stellen in dieser 
Handreichung finden Sie Hinweise zu 
Praxisbeispielen, Übersichten, Leitfä-
den und Kopiervorlagen, die wir auf 
der Projekthomepage aufbereitet ha-
ben: www.einzelhelfer.de

Dass wir an dieser Stelle Ergebnisse 
als praxisnahes Handbuch veröffent-
lichen können, liegt an der enga-
gierten Zusammenarbeit, die für ein 
Projekt ebenso wichtig ist wie für 
eine gelingende Daseinsvorsorge. Im 
Rahmen des Projektes wurden 56 
Servicepunkte in fünf Bundesländern 
aufgebaut, qualifiziert und begleitet.  
Eine Übersicht der Servicepunkte 
findet sich ebenfalls auf der Projekt-
webseite. Dahinter stehen eine Viel-
zahl an Institutionen und vor allem 
Personen, die unseren Ansatz teilen 
und mit ihrem Engagement das Pro-

jekt erst möglich gemacht haben. Be-
sonders zu erwähnen sind hier die 
Mitarbeitenden und Träger der Ser-
vicepunkte, die Fachreferate der So-
zialministerien der Bundesländer und 
Landesverbände der Pflegekassen. 
Für ihr Engagement und die konstruk-
tive Zusammenarbeit möchten wir 
uns an dieser Stelle noch einmal be-
sonders bedanken. Besonderer Dank 
gilt auch dem Bundesministerium für 
Gesundheit, das sowohl durch die 
Finanzierung des Projektes, aber vor 
allem, durch den zukunftsgerichteten 
fachlichen Austausch auf Augenhöhe 
zur erfolgreichen Umsetzung maß-
geblich beigetragen hat.

Wir wünschen Ihnen viel Freude, In-
spiration und Mut für den nächsten 
Schritt. Es gibt nichts Gutes, außer: 
man tut es!

Im Namen des ganzes Projektteams
Christian Heerdt und André Köhler
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Der Bedarf an Pflege und Unterstüt-
zung steigt, und auch für die Zukunft 
ist angesichts der prognostizierten 
demografischen Entwicklungen und 
der gleichsam steigenden Zahl pfle-
gebedürftiger Menschen eine er-
hebliche Steigerung des Bedarfes an 
Pflege-, Hilfs- und Unterstützungs-
leistungen zu erwarten. Von den 
3,41 Millionen Pflegebedürftigen in 
Deutschland werden mehr als Drei-
viertel zu Hause gepflegt (Stand 31. 
Dezember 2017, Destatis) – 1,76 
Millionen allein durch pflegende An-
gehörige. Häusliche Versorgung funk-
tioniert dabei oft in einem Puzzle aus 
leistungsrechtlich gewährten Hilfen 
in Form von Geld- oder Sachleistun-
gen, dem persönlichen Engagement 
pflegender Angehöriger sowie einer 
Vielzahl ehrenamtlicher und nachbar-
schaftlicher Unterstützung. Um eine 
nachhaltig tragfähige und möglichst 
krisenfeste häusliche Versorgung ver-
lässlich vorhalten zu können, ist ein 
Mix aus verschiedenen Hilfen und 
Hilfesystemen notwendig, der die be-

stehenden Bedarfe Pflegebedürftiger 
und pflegender Angehöriger aufgreift, 
präventiv zukünftige Bedarfe antizi-
piert und die Unterstützung und Leis-
tungserbringung der verschiedenen 
Akteure aufeinander abstimmt und 
in der alltäglichen Praxis koordiniert 
und vernetzt. Dazu gehören pflegeri-
sche Hilfen und ebenso eine Vielfalt 
an Unterstützungsangeboten zur Be-
treuung, Entlastung und Begleitung. 
Zugleich wissen wir, dass sich die Be-
darfe von Pflegebedürftigen und An-
gehörigen sukzessive weiter ausdiffe-
renzieren – sowohl soziokulturell als 
auch demografisch, wenn man zum 
Beispiel an die zunehmende Zahl von 
Menschen mit demenziellen Erkran-
kungen denkt. Hinzu kommen famili-
enstrukturelle Veränderungen sowie 
die bekannten rückläufigen Erwerbs-
personenpotenziale in Kombination 
mit den für die Sorgearbeit leider so 
typischen Herausforderungen bei der 
Gewinnung von Fachkräften – gerade 
in pflegerischen Berufen. Eine gelin-
gende und zukunftsfeste Versorgung 

Kapitel 1 –  
Mit etwas Hilfe  
von nebenan:  
Ausgangslage  
und konzeptio-
nelle Grundla-
gen
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des Menschen mit Hilfe- und Pflege-
bedarf und seines privaten Umfeldes. 
Nachbarschaftliche Hilfen können so 
im Verbund mit pflegenden Angehö-
rigen wesentlich dazu beitragen, die 
von der Pflegewissenschaft geforder-
te personenzentrierte Pflege und Be-
treuung (Kitwood 2016) praktisch im 
Alltag umzusetzen.

Solche informellen Unterstützungs-
angebote von Nachbarschaftshelfe-
rinnen und  -helfern sind quantitativ 
kaum erfasst, spielen zugleich aber 
eine zunehmende Rolle in den wis-
senschaftlichen wie gesellschafts-
politischen Debatten zur Weiterent-
wicklung von Versorgungsstrukturen. 
Nachbarschaftshilfe ist zum einen 
Sozialkapital einer einzelnen Person, 
das sich im Bedarfsfall individuell 
operationalisieren lässt (vgl. Info-
box 2: Was versteht man unter sozia-
lem Kapital?). Sie ist versorgungsthe-
oretisch, aber auch eine Ressource 
integrierter und vernetzter lokaler 
Sorgearbeit und wird häufig auch als 

„stille Reserve“ bezeichnet. In einzel-
nen Bundesländern hat sich in den 
vergangenen Jahren eine Form von 
Nachbarschaftshilfe herausgebildet, 
die konzeptionell eine informelle 
Unterstützung ist und aufgrund der 
landesspezifischen Rechtsverord-
nung als Angebot zur Unterstützung 
im Alltag gemäß 45a SGB XI aner-
kannt werden kann. Hierdurch wird 
eine Kostenerstattung zum Beispiel 
für Aufwandsentschädigungen durch 
die Pflegekasse möglich und Nach-
barschaftshilfe zu einem Teil des so-
zialrechtlichen Leistungssystems. Die 
grundlegenden Determinanten von 
Nachbarschaftshilfe und ihr bundes-
gesetzlicher Kontext werden im Fol-
genden für einen Überblick zusam-
menfassend dargestellt.

Nachbarschaftshilfe im Rah-
men gesetzlicher Leistungen 
und Forschung

Pflegebedürftigen und ihren Angehö-
rigen stehen verschiedene gesetzliche 

Leistungen zu. Zu diesen Leistungen 
gehören auch Beratungsangebote, 
die über Hilfen informieren und bei 
der Organisation dieser Hilfen unter-
stützen. Eine wichtige Rolle spielt bei 
allem die zuständige Pflegekasse der 
pflegebedürftigen Person (vgl. Info-
box 3: Was sind Leistungen der Pfle-
geversicherung?).

Neben gesetzlichen Leistungen gibt 
es eine Vielzahl an Unterstützungsan-
geboten vor Ort. Häufig sind dies bür-
gerschaftliche, freiwillige oder ehren-
amtliche Hilfen, z. B. durch Alzheimer 
Gesellschaften, Quartierstreffs, Wohl-
fahrtsverbände und Nachbarschafts-
initiativen. Darüber hinaus gibt es 
Hilfen, die von engagierten Einzel-
personen aus dem Freundes- und Be-
kanntenkreis oder aus der Nachbar-
schaft erbracht werden – unabhängig 
von einer Organisation oder Mitglied-
schaft in einem Verein. Diese Hilfen 
werden in der Forschung als „infor-
melle Unterstützung“ kategorisiert 
(Simonson und Tesch-Römer 2017), 
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terstützung im Alltag, die vom Grund-
satz her geeignet sind, den Menschen 
mit Pflegebedarf einen möglichst 
langen Verbleib in der gewohnten 
Umgebung zu erleichtern und Pflege-
personen durch haushaltsnahe sowie 
begleitende Angebote zu entlasten 
(Besselmann et al. 2017).

Was sind Angebote zur Unterstüt-
zung im Alltag?
Angebote zur Unterstützung im Alltag 
gemäß § 45a SGB XI (ehemals „nied-
rigschwellige Betreuungs- und Entlas-
tungsangebote“) sind Angebote und 
Leistungen, die dazu beitragen, Pfle-
gepersonen zu entlasten und Pflege-
bedürftige zu unterstützen, möglichst 
lange in ihrem häuslichen Umfeld zu 
verbleiben, ihren Alltag selbstständig 
zu bewältigen und ihre sozialen Kon-
takte aufrechterhalten zu können. 
Neben Betreuungsangeboten und 
Angeboten zur Entlastung von Pfle-
genden fallen hierunter auch Ange-
bote zur Entlastung im Alltag. Diese 
Angebote erfordern eine Anerken-

Infobox 3: Was sind Leistungen der Pflegever-
sicherung?

Die Pflegeversicherung hält viele verschiedene Leistungen bereit, 
die Pflegebedürftige und deren Angehörige in Anspruch nehmen 
können – egal ob in der häuslichen, teilstationären, Kurzzeit- oder 
vollstationären Pflege. Zu diesen Leistungen gehört beispielsweise 
auch der Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI. 

Beratungsstellen bei denen Sie sich zur Pflege beraten lassen kön-
nen, finden Sie unter www.zqp.de/beratung-pflege. Das Bundes-
ministerium für Gesundheit stellt außerdem mit dem „Ratgeber 
Pflege“ und dem interaktiven Pflegeleistungs-Helfer Möglich-
keiten zur Verfügung herauszufinden, ob und wenn ja, welche 
Leistungen in Anspruch genommen werden können. Weitere 
Informationen unter: www.bundesgesundheitsministerium.de

nung durch die zuständige Landesbe-
hörde nach Maßgabe des jeweiligen 
Landesrechts. Die Landesregierungen 
haben hierzu, in ihren Rechtsverord-
nungen die Details zur Anerkennung 
und Qualitätssicherung festgelegt.

Was besagt der § 45a Absatz 3 SBG XI 
genau?
„Die Landesregierungen werden er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung 
das Nähere über die Anerkennung 
der Angebote zur Unterstützung im 
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Alltag im Sinne der Absätze 1 und 2 
einschließlich der Vorgaben zur re-
gelmäßigen Qualitätssicherung der 
Angebote und zur regelmäßigen 
Übermittlung einer Übersicht über 
die aktuell angebotenen Leistungen 
und die Höhe der hierfür erhobe-
nen Kosten zu bestimmen. Beim Er-
lass der Rechtsverordnung sollen sie 
die gemäß § 45c Absatz 7 beschlos-
senen Empfehlungen des GKV-Spit-
zenverbandes berücksichtigen.“ Eine 
Erstattung der Kosten für die Inan-
spruchnahme der nach Landesrecht 
anerkannten Angebote zur Unter-
stützung im Alltag, kann über den so-
genannten Entlastungsbetrag (§ 45b 
SGB XI) erfolgen (vgl. Exkurs: Entlas-
tungsbetrag).

Ob und unter welchen Vorausset-
zungen Nachbarschaftshilfe als An-
gebot zur Unterstützung im Alltag 
anerkannt wird, hängt demzufolge 
von den jeweiligen landesrechtli-
chen Verordnungen ab. Diese legen 
damit auch fest, ob der Entlastungs-

betrag bei der Inanspruchnahme von 
Nachbarschaftshilfe genutzt werden 
kann. Die Bundesländer haben hierzu 
unterschiedliche Regelungen getrof-
fen. Ist eine Anerkennung möglich, 
wird Nachbarschaftshilfe potenziell 
Teil des leistungsrechtlichen Versor-
gungssystems. Damit entsteht für 
Pflegebedürftige und ihre Angehö-
rigen auf der einen Seite die Mög-
lichkeit, ihren Leistungsanspruch im 
Rahmen des Entlastungsbetrages 
personenspezifisch und bedarfsge-
recht umzusetzen. Auf der anderen 
Seite löst sich der informelle Charak-
ter der Nachbarschaftshilfe auf und 
es werden Anerkennungsvorausset-
zungen definiert, die kommuniziert 
und umgesetzt werden müssen. An 
dieser Schnittstelle setzten die Ser-
vicepunkte an.

Lesetipp: Angebote zur 
Unterstützung im All-
tag, Sorge, Pflege und 
Hilfe-Mix!

Wer mehr zu den Angeboten 
zur Unterstützung im Alltag, 
den gesetzlichen Regelungen 
sowie zu Bestand und Ent-
wicklungsperspektiven wissen 
möchte, für den empfiehlt sich 
die Untersuchung von Bessel-
mann et al. aus dem Jahr 2017.

Zum Thema Sorge, Pflege und 
Hilfe-Mix empfiehlt sich das 
Kapitel „Sorge und Pflege“ des 
siebten Altenberichtes der Bun-
desregierung, insbesondere das 
Kapitel „Freiwillige in der Pflege 
und Sorgearbeit“ zum Thema 
freiwillige Hilfe in der Pflege.
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Exkurs: Entlastungsbetrag

Pflegebedürftige aller Pflegegrade, 
die in ihrer häuslichen Umgebung 
ambulant versorgt werden, haben 
nach § 45b SGB XI Anspruch auf den 
monatlichen Entlastungsbetrag in 
Höhe von 125 Euro. Der Entlastungs-
betrag muss nicht beantragt werden. 

Der Betrag kann zweckgebunden zur 
Erstattung von Aufwendungen ge-
nutzt werden, die den Versicherten 
im Zusammenhang mit der Inan-
spruchnahme von qualitätsgesicher-
ten Angeboten und Leistungen zur 
Stärkung der Selbstständigkeit und 
Selbstbestimmtheit der Pflegebe-
dürftigen, zur Gestaltung ihres Alltags 
und zur Entlastung von Pflegeperso-
nen entstehen. Hierzu gehören die 
Leistungen der Tages- oder Nacht-
pflege, Leistungen der Kurzzeitpflege, 
Leistungen der ambulanten Pflege-
dienste im Sinne des § 36 SGB XI (in 
den Pflegegraden 2 bis 5 jedoch nicht 
von Leistungen im Bereich der Selbst-

„Ich denke, keiner macht das 
wegen des Geldes, aber es ist 
natürlich schon eine schöne 

Wertschätzung“ 

Zitate aus der 
Nachbarschaftshilfe

versorgung) sowie die Leistungen der 
nach Landesrecht anerkannten An-
gebote zur Unterstützung im Alltag 
im Sinne des § 45a SGB XI. Zu diesen 
können in einzelnen Bundesländern 
auch die Nachbarschaftshelferinnen 
und Nachbarschaftshelfer gezählt 
werden.

Wann verfällt der Entlastungsbe-
trag?
Wird der monatliche Entlastungs-
betrag in einem Kalendermonat 
nicht (vollständig) verbraucht, wird 
dieser auf den folgenden Monat 
übertragen. Nicht verbrauchte Be-
träge am Ende eines Kalenderjah-
res können noch bis zum Ende des  
darauffolgenden Kalenderhalbjahres 
abgerufen werden (bis zum 30. Juni 
des Folgejahres).

Alles rund um das Thema Pflege hat 
das Bundesgesundheitsministerium 
in der Publikation „Ratgeber Pflege“ 
zusammengestellt. Alle geltenden Re-
gelungen zum Entlastungsbetrag und 

zu den Angeboten zur Unterstützung 
im Alltag finden Sie ebenfalls auf der 
Website des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums.
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Nachbarschaftshilfe: Vor-
stellungen, Motive und 
Erwartungen
Nachbarschaftshilfe stellt eine eigen-
ständige Angebotsform dar, die sich 
auf einer bestehenden oder entwi-
ckelnden persönlichen Beziehung 
begründet. Diese persönliche Bezie-
hung kann aus einer sozialräumlichen 
Nähe hervorgehen und ist wesent-
lich für den (sozialen) Charakter der 
Nachbarschaftshilfe. Vor diesem Hin-
tergrund ist sie auch nicht als ein Kon-
kurrenzangebot zu anderen Angebo-
ten zur Unterstützung im Alltag oder 
zu professionellen Dienstleistungen 
zu sehen. Sie ist vielmehr eine wei-
tere Facette der Versorgung, welche 
sich insbesondere in der Art und Wei-
se der angebotenen Hilfe und Unter-
stützung unterscheidet und abhebt.

Die Bereitschaft, sich im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe zu engagie-
ren oder sich anerkennen zu lassen, 
hängt dabei in erster Linie von der 

Motivation der Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
ab. Die Bereitschaft, solche Hilfe in 
Anspruch zu nehmen, wiederum von 
den Erwartungen der pflegebedürfti-
gen Menschen und ihren Angehöri-
gen.

Mehr als 26 Prozent der deutschen 
Wohnbevölkerung über 14 Jahre 
leisten potenziell Nachbarschaftshil-
fen (Vogel und Tesch-Römer 2017). 
Besonders Frauen im Alter von über 
45 Jahre fühlen sich von diesem Enga-
gementfeld angesprochen. Hierdurch 
begründet sich einerseits eine solide 
Basis, die sich mit einer hohen Bereit-
schaft und einem ausgeprägten Enga-
gement in ihrer sozialen und räum-
lichen Nachbarschaft engagieren. 
Andererseits kann von einer „stillen 
Reserve“ ausgegangen werden, die 
durch gezieltere Ansprachen – bei-
spielsweise durch einen Servicepunkt 
– mobilisiert werden kann.
Wichtig ist an dieser Stelle heraus-
zustellen, dass Nachbarschaftshilfe 

kein Engagementbereich ist, der aus-
schließlich Personen anspricht, die 
bereits ehrenamtlich engagiert sind, 
sondern vor allem auch Personen an-
sprechen kann, die sich vorher noch 
nicht ehrenamtlich engagiert haben. 
Die räumliche und persönliche Nähe 
der Nachbarschaft kann Neueinstei-
gern einen niedrigschwelligen Zugang 
in ein Engagement ermöglichen.

Nachbarschaftshelferinnen und Nach- 
barschaftshelfer zeichnen sich vor 
allen Dingen durch ihr ausgeprägtes 
Mitgefühl und Verantwortungs- so-
wie Sorgebewusstsein gegenüber 
schwächeren Personen aus der (so-
zialen) Nachbarschaft aus. Aufgrund 
dieser Motivationsbasis haben vie-
le Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfer das Bedürfnis, 
über konkrete Hilfe- und Entlastungs-
leistungen ihre freie Zeit sinnvoll zu 
nutzen, soziale Kontakte aufrechtzu-
erhalten beziehungsweise weiterzu-
entwickeln und durch eine koopera-
tive Zusammenarbeit mit anderen 
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Akteuren das jeweilige Hilfsnetzwerk 
von hilfe- und pflegebedürftigen 
Menschen zu optimieren und zu ent-
lasten, sodass eine bestmögliche Ver-
sorgung ermöglicht wird. Gleichzeitig 
ist ihnen daran gelegen, unabhängig 
und eigenständig sowie eigenverant-
wortlich das Engagement organisie-
ren und umsetzen zu können.

Diese selbstbestimmte und koope-
rative Nachbarschaftshilfe eröffnet 
eine bedarfsgerechte Organisation 
und lässt spontane und flexible Ab-
sprachen über Hilfen zu. Nachbar-
schaftshilfe organisiert sich damit bis 
zu einem bestimmten Punkt selbst. 
Häufig ist Nachbarschaftshilfe von Re-
gelmäßigkeit und Verlässlichkeit ge-
prägt und findet nicht selten ein- bis 
zweimal für mehrere Stunden in der 
Woche statt. Ob ein Tandem in dieser 
Regelmäßigkeit schlussendlich über-
dauert, hängt unter anderem von der 
Übereinstimmung der Erwartungen 
beider Seiten und der Entwicklung 
der häuslichen Pflegesituation ab. 

Sind die Vorstellungen im Einklang, 
kann sich das nachbarschaftliche Un-
terstützungsverhältnis ungestört ent-
wickeln. Häufig stimmen die Vorstel-
lungen und Erwartungen bereits von 
Beginn an überein. Dies liegt nicht 
zuletzt auch daran, dass sich das En-
gagementverhältnis über längere Zeit 
aus einer persönlichen Beziehung 
entwickelt hat. In den meisten Fällen 
sind es, wenn überhaupt, hauswirt-
schaftliche Hilfen und Fahrdienste, 
die aufseiten der Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
weniger präferiert werden.

Eine Anerkennung als Nachbar-
schaftshelferin oder Nachbarschafts-
helfer gemäß den Landesverord-
nungen folgt in den meisten Fällen 
einer bestehenden persönlichen und 
sozialen Bekanntschaft. Die Gründe 
für eine Anerkennung liegen dabei 
auf der Hand: Der Entlastungsbetrag 
trägt dazu bei, das bestehende En-
gagementverhältnis zu erhalten und 
weiter zu stärken, indem es pflegebe-

dürftigen Menschen die Möglichkeit 
gibt, ihre Wertschätzung durch eine 
Aufwandsentschädigung zum Aus-
druck zu bringen.

Ein wesentlicher Faktor, der die Um-
setzung einer Anerkennung seitens 
der Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfer befördert oder 
hemmt, ist der empfundene bürokra-
tische und organisatorische Aufwand 
vor, während und nach der Anerken-
nung. Eine klare, eindeutige und 
transparente Anerkennungskultur so-
wie eine entsprechende Kommunika-
tion durch zuständige und sprachfähi-
ge Stellen kann Nachbarschaftshilfe 
letztlich erheblich fördern.
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Nachbarschaftshilfe kann eine wich-
tige Facette in der häuslichen Versor-
gung darstellen und dazu beitragen, 
dass hilfe- und pflegebedürftige Men-
schen in ihrer Häuslichkeit besser 
versorgt werden, soziale Kontakte ge-
winnen und letztlich auch ihre Selbst-
ständigkeit im Alltag möglichst lange 
bewahren können. Für die an einem 
nachbarschaftlichen Engagement in- 
teressierten Menschen kann es sinn-
voll sein, sich als Nachbarschaftshel-
ferin oder Nachbarschaftshelfer an-
erkennen zu lassen. So wird für den 
Menschen mit Unterstützungsbedarf 
eine Möglichkeit geschaffen, über 
eine Gegenleistung, die zumindest 
eine Aufwandsentschädigung um-
fasst, Dank und Wertschätzung zum 
Ausdruck zu bringen. Diese muss 
von den pflegebedürftigen Men-
schen dann nicht mehr (vollständig) 
aus der eigenen Tasche bezahlt wer-
den, sondern kann, über den Entlas-
tungsbetrag aus Mitteln der Pflege-
versicherung refinanziert werden. 
Andererseits steht es natürlich allen 

nachbarschaftlich Engagierten frei, 
Hilfen auch ohne eine Anerkennung 
anzubieten. Eine Anerkennung ist kei-
ne Voraussetzung für nachbarschaft-
liches Engagement, sondern lediglich 
eine ergänzende Option.

Soll der Entlastungsbetrag genutzt 
werden, ist eine Anerkennung nach 
Landesrecht notwendig. Die Bundes-
länder, die in ihren Rechtsverordnun-
gen eine Anerkennung im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe ermöglichen 
(Stand: Juni 2020), sind Hamburg, 
Schleswig-Holstein, Nordrhein-West-
falen, Mecklenburg-Vorpommern  
und das Saarland (vgl. Seite 24). Wei-
tere Bundesländer beabsichtigen 
durch eine Novellierung ihrer Rechts-
verordnung, diese Möglichkeit eben-
falls mit aufzunehmen (vgl. Infobox 4: 
Was versteht man unter Novellie-
rung?).

Kapitel 2 –  
Die Rechtsver-
ordnungen der 
Länder: Was ist 
wo und wie ge-
regelt?
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Die Anerkennung

Wie und zu welchen Bedingungen 
genau eine Anerkennung im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe erfolgen 
kann, wird in den Rechtsverordnun-
gen der Länder näher beschrieben. 
In diesem Zusammenhang spricht 
man auch von den sogenannten An-
erkennungsvoraussetzungen bezie-
hungsweise Anerkennungsanforde-
rungen. Diese dienen unter anderem 
der Qualitätssicherung der Angebote. 
Die Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfer müssen also, 
um sich anerkennen zu lassen, ver-
schiedene Voraussetzungen erfüllen 
und bei der anerkennenden Stelle 
nachweisen. 

Welche Anerkennungsvoraussetzun-
gen gibt es?
Die Bundesländer haben in ihren 
Rechtsverordnungen eine Reihe von 
Anerkennungsvoraussetzungen und 
-anforderungen festgelegt. Hierbei 
existieren jedoch keine bundesein-

heitlichen Regelungen. So müssen in 
unterschiedlichen Bundesländern un-
terschiedliche Voraussetzungen und 
Anforderungen erfüllt werden (vgl. In-
fobox 5: Warum sind die Regelungen 
in den Bundesländern unterschied-
lich?). Welche Anerkennungsanforde-
rungen es gibt und welche Anforde-

rungen in welchem Bundesland erfüllt 
werden müssen, sind auf den Seiten 
26 und 27 überblicksartig zusammen- 
gefasst.

Infobox 4: Was versteht man unter Novellie-
rung?

Bedarfe und Bedürfnisse ändern sich. Auf diese Veränderungen 
der Bedarfe reagieren auch die Bundesländer mit entsprechenden 
Anpassungen, indem sie ihre Rechtsverordnungen regelmäßig 
überprüfen und bei Änderungsbedarfen entsprechend anpassen. 
Diese sogenannte Novellierung erfolgt zumeist in regelmäßigen 
Zeitabständen oder bei akutem Bedarf. Beispielsweise werden 
neue Angebote in die Rechtsverordnungen aufgenommen oder 
Bestimmungen für bestehende Angebote optimiert. Welche 
Rechtsverordnungen aktuell eine Anerkennung im Rahmen der 
Nachbarschaftshilfe ermöglichen und welche davon aktuell novel-
liert werden, kann unter www.einzelhelfer.de eingesehen werden.





25

Können sich Einzelpersonen nur als Nachbar-
schaftshelferinnen und Nachbarschaftshelfer 
anerkennen lassen?

In einigen Bundesländern können sich Einzelpersonen auch an-
erkennen lassen, wenn sie selbstständig oder in einem gewerbli-
chen Beschäftigungsverhältnis tätig werden. Es ist dann von Haus-
haltshilfen oder Einzelkräften die Rede. Weitere Informationen zu 
allen anerkennungsfähigen Angebotsformen der Bundesländer 
finden Sie in den Rechtsverordnungen der Länder. Die Links zu 
den Rechtsverordnungen der Länder sind auf www.einzelhelfer.de 
zusammengefasst.
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Tätigkeitsbereiche der 
Nachbarschaftshilfe

Die Frage danach, was Nachbar-
schaftshilfe leisten darf, ist weitest-
gehend offengehalten und von den 
zuständigen Stellen zumeist außer-
halb der Rechtsverordnungen in  
begleitenden Informationsblättern 
festgehalten. Welche Tätigkeiten typi-
scherweise im Rahmen der Nachbar-
schaftshilfe erbracht werden können, 
ist in der Infobox 6: „Was sind konkre-
te Beispiele für Nachbarschaftshilfe?“ 
zusammengefasst. 

Eine Ausnahme stellt das Saarland 
dar. Im Saarland ist eine gezielte Aus-
richtung der Nachbarschaftshilfe auf 
den hauswirtschaftlichen Bereich be-
absichtigt. 

Einigkeit besteht demgegenüber in 
allen Bundesländern in Bezug auf 
grundpflegerische Maßnahmen, die 
für die Nachbarschaftshilfe grund-
sätzlich ausgeschlossen sind. Dabei 

wird durchaus berücksichtigt, dass 
es Situationen geben kann, in denen 
grundpflegerische Tätigkeiten not-
wendig werden können, wie zum Bei-

spiel eine eventuelle Unterstützung 
beim Toilettengang während eines 
Gedächtnistrainings.

Infobox 6: Was sind konkrete Beispiele für 
Nachbarschaftshilfe?

Unterstützung bei der Aufrechterhaltung sozialer Kontakte • Ge-
dächtnistraining • Entspannungsübungen • Unterhaltung und Ge-
spräche • Auf die Interessen der Person ausgerichtete Tätigkeiten 
(z. B. Fotografieren, Musizieren, Kochen, Lesen) • Spaziergänge  
• gemeinsames Einkaufen • Begleitung bei Arztbesuchen • Leich-
te Bewegung oder Gymnastik • Begleitung zu (kulturellen) Veran-
staltungen und Ausflügen

Ausnahme: Im Saarland ist Nachbarschaftshilfe lediglich auf haus-
wirtschaftliche Tätigkeiten ausgerichtet (u. a. Saubermachen und 
Putzen, Einkaufen, Kochen, Rasenmähen, Schneeräumen).

Ausschluss: Grundpflegerische Tätigkeiten dürfen höchstens im 
Ausnahmefall erbracht werden. Zur Grundpflege gehören die Pfle-
ge in den Lebensbereichen Körper, Ernährung und Mobilisierung.
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Vor der Anerkennung

Wenn man den zeitlichen Verlauf der 
Anerkennung betrachtet, müssen vor 
einer Anerkennung die folgenden Vo-
raussetzungen erfüllt sein.

•	 Volljährigkeit (vgl. Exkurs: Kön-
nen sich auch Nichtvolljährige im 
Rahmen der Nachbarschaftshilfe 
anerkennen lassen?),

•	 der Ausschluss der Betreuung der 
leistungsberechtigten Person ge-
mäß § 19 SGB XI,

•	 der Ausschluss einer Verwandt-
schaft bis zum 2. Grad (vgl. Info-
box 7: Wann liegt eine Verwandt-
schaft oder eine Schwägerschaft 
vor?) und 

•	 der Ausschluss, dass die Nach-
barschaftshelferin oder der 
Nachbarschaftshelfer mit der 
pflegebedürftigen Person in einer 
häuslichen Gemeinschaft lebt.

Diese Voraussetzungen müssen zu-
meist von der interessierten Person 
durch eine Selbstauskunft bestätigt 
werden. Im Vordergrund stehen je-
doch die Absolvierung einer Schu-
lung (Ausnahme: Hamburg und dem 
Saarland) und die Vorlage eines ent-
sprechenden Zertifikates bei der an-
erkennenden Stelle (vgl. S. 43). Diese 
Schulungs- und in einigen Fällen auch 
Fortbildungspflicht ist in den Bundes-
ländern eine wesentliche qualitäts-
sichernde Grundvoraussetzung (vgl. 
auch Exkurs: Schulung).

Darüber hinaus sollte ein ausreichen-
der Versicherungsschutz vorliegen 
(vgl. Exkurs: Haft- und Unfallversiche-
rungsschutz).

Zu beachten sind die unterschiedli-
chen Voraussetzungen in den jewei-
ligen Bundesländern (vgl. S. 26 und 
27).

ab 3.Grad
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Exkurs: Nichtvolljährige 
und Anerkennung

Wenn in den Rechtsverordnungen 
der Bundesländer keine Angaben 
hierzu gemacht werden, dann ist es 
grundsätzlich auch als nicht volljäh-
rige Person möglich, sich im Rahmen 
der Nachbarschaftshilfe zu engagie-
ren. 

Zu berücksichtigen sind die Regelun-
gen des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
(JArbSchG) und der Kinderarbeits-
schutzverordnung (KindArbSchV). Es 
gilt ein grundsätzliches Verbot für 
die Beschäftigung von Kindern (d. h. 
„wer noch nicht 15 Jahre alt ist“) mit 
einigen Ausnahmen gemäß § 5 Abs. 
2 JArbSchG. Kinder über 13 Jahre 
und vollzeitschulpflichtige Jugend-
liche (d. h. „wer 15, aber noch nicht 
18 Jahre alt ist“) können beispiels-

weise in privaten Haushalten (§ 2  
Abs.  1  KindArbSchV) mit Tätigkeiten 
im Haushalt und Garten, mit Boten-
gängen und Einkaufstätigkeiten be-
treut werden. Folgende Rahmenbe-
dingungen sind dabei zu beachten:

•	 Eine Einwilligung der Erziehungs-
berechtigten ist notwendig.

•	 Die Tätigkeit muss leicht und für 
Kinder geeignet sein. Das heißt, 
die Sicherheit, Gesundheit und 
Entwicklung der Kinder darf nicht 
gefährdet und der Schulbesuch 
sowie die Fähigkeit, dem Unter-
richt zu folgen, darf nicht negativ 
beeinflusst werden. Sicherheits-
maßnahmen müssen erläutert 
werden.

•	 Die Kinder dürfen nicht mehr als 
zwei Stunden täglich beschäftigt 
werden.

•	 Kinder dürfen nur zwischen 8 und 
18 Uhr und nicht vor oder wäh-

rend des Schulunterrichts tätig 
sein.

•	 Kinder und Jugendliche dürfen 
nur an fünf Tagen in der Woche 
beschäftigt werden. Die beiden 
wöchentlichen Ruhetage sollen 
nach Möglichkeit aufeinanderfol-
gen. Für Samstage und Sonntage 
gelten gesonderte Regelungen 
(vgl. § 16 und § 17 JArbSchG).

•	 Für Jugendliche gilt, dass sie nicht 
mehr als acht Stunden täglich 
und nicht mehr als 40 Stunden 
wöchentlich beschäftigt sein dür-
fen.
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Exkurs: Haft- und Unfall-
versicherungsschutz

Nachbarschaftshilfe findet selbst-
organisiert statt, und die Hilfe sollte 
eigentlich im Vordergrund stehen. 
Eine Auseinandersetzung mit dem 
Thema „Versicherungsschutz“ ist je-
doch auch hier notwendig. Denn wer 
sich während der Nachbarschaftshil-
fe verletzt oder anderen einen Scha-
den zufügt, sollte abgesichert sein. 
Dies hilft nicht nur dabei, die eigene 
Engagementbereitschaft aufrechtzu-
erhalten, sondern auch, den nach-
barschaftlichen Frieden zu bewahren.

Nachbarschaftshilfe wird von den 
Ländern dabei unterschiedlich ab-
gesichert. Wichtig vorab zu wissen 
ist, dass in allen Fällen der private 
Versicherungsschutz entscheidend 
ist. Nachgelagert (subsidiär) können 

dann unterschiedliche Regelungen 
greifen. In Hamburg ist man beispiels-
weise über die Servicestelle Nach-
barschaftshilfe haft- und unfallversi-
chert. In Mecklenburg-Vorpommern 
greift dagegen der Versicherungs-
schutz der Sammelversicherung des 
Landes. In Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein besteht keine die-
ser Möglichkeiten. Für die verbindli-
che Abklärung eines ausreichenden 
Versicherungsschutzes ist damit jede 
Person, die sich im Rahmen der Nach-
barschaftshilfe engagiert, persönlich 
zuständig.

Ungeachtet der Regelungen in den 
Bundesländern sollte bei der Haft-
pflichtversicherung eine Deckungs-
summe von mindestens 2 Millio-
nen Euro für Personen-, Sach- und 
Vermögensschäden vorliegen. Zu 
beachten ist in diesem Zusammen-
hang, dass Unterstützungsleistungen 
im Rahmen der Nachbarschaftshilfe 
in der Regel als Gefälligkeitsdiens-
te eingestuft werden. Dies ist in der 

Regel auch dann der Fall, wenn eine 
Aufwandsentschädigung entrich-
tet wird. Bei Gefälligkeiten besteht 
eine sogenannte Haftungsbeschrän-
kung. Diese Beschränkung besteht 
stillschweigend und liegt also auch 
ohne vorherige Vereinbarung vor. 
Das bedeutet, dass sich die Nach-
barschaftshelferin oder der Nachbar-
schaftshelfer und die Nachbarin oder 
der Nachbar darauf einigen, dass die 
normale Haftung nicht gilt. Denn im 
Normalfall haftet diejenige Person 
für einen Schaden, die diesen verur-
sacht hat! Mit dem stillschweigenden 
Haftungsausschluss liegt im Fall eines 
Schadens aus leichter Fahrlässigkeit 
die Verantwortung also nicht wie üb-
lich bei der verursachenden Person. 
Die geschädigte Person bleibt somit 
auf dem Schaden sitzen – es sei denn, 
eine andere Versicherung (z. B. Ge-
bäudeversicherung, Hausratsversi-
cherung) kommt für den entstande-
nen Schaden auf. Anders sieht es bei 
Schäden aus, die durch grobe Fahrläs-
sigkeit verursacht worden sind, wobei 







40

Exkurs: Schulungen

Die Schulung von Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfern 
ist eine wichtige qualitätssichernde 
Komponente und außer in Hamburg 
und im Saarland in allen Verordnun-
gen eine verpflichtende Vorausset-
zung im Anerkennungsprozess. Ob 
eine Schulung für den Bereich Nach-
barschaftshilfe verpflichtend sein 
sollte oder nicht, ist eine Frage, die 
an dieser Stelle jedoch nicht abschlie-
ßend beantwortet werden kann. Im 
Sinne der Niedrigschwelligkeit ist 
eine solche Überlegung sicherlich le-
gitim, insbesondere dann, wenn sich 
die nachbarschaftliche Unterstützung 
aus einer bestehenden längerfristi-
gen persönlichen Beziehung entwi-
ckelt hat und dies für eine Anerken-
nung auch eine Grundvoraussetzung 
darstellt. Jedoch wird mit der Nach-

barschaftshilfe gerade im häuslichen 
Bereich und in Verbindung mit der 
Pflegebedürftigkeit eine besonders 
verletzliche und damit außerordent-
lich schützenswerte Zielgruppe ange-
sprochen. Nachbarschaftshelferinnen 
und Nachbarschaftshelfer sollten für 
dieses Setting entsprechend sensibili-
siert und auf die Herausforderungen 
vorbereitet werden, die mit einem 
solchen Engagement einhergehen 
können. Häufig wird eine kostenfreies 
Schulungs-, aber auch Fortbildungs-
angebot als besondere Wertschät-
zung gerne angenommen.

Personen, die in der Nachbarschafts-
hilfe tätig sind, ist ein Wunsch nach 
Wissenstransfer und der Weiterent-
wicklung persönlicher Kompetenzen 
gemein. Hiermit geht das Bedürfnis 
einher, neue Dinge zu lernen und 
sich anzueignen. Eine Schulung ver-
ringert zwar die Durchlässigkeit, wer-
tet aber gleichzeitig die Qualität des 
Angebotes auf und bietet den Nach-
barschaftshelferinnen und Nachbar-

schaftshelfern eine Möglichkeit, das 
eigene Wissen sowie die eigenen 
Kompetenzen zu erweitern und wei-
terzuentwickeln. Zusätzlich hat eine 
verpflichtende Schulung eine drei-
fache Kontroll- und Filterfunktion: 
Sie stellt für grundsätzlich ungeeig-
nete Personen eine Zugangsbarriere 
dar, schafft die Möglichkeit Nach-
barschaftshelferinnen und Nachbar-
schaftshelfer über einen längeren 
Zeitraum kennenzulernen und sich 
einen persönlichen Eindruck von Eig-
nung und Motiven zu verschaffen und 
im Bedarfsfall gegenzusteuern und 
gibt Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfern die Möglich-
keit zur persönlichen Reflexion über 
ihre Eignung.

Ein Blick in die Bundesländer zeigt, 
dass die meisten Länder sich explizit 
für eine Schulungspflicht ausspre-
chen. Lediglich in Hamburg ist eine 
Schulung optional und stellt somit 
keine Voraussetzung dar, um sich als 
anerkannte Nachbarschaftshelferin 
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Nach der Anerkennung 
und während des Enga-
gements
Nach erfolgreicher Anerkennung gilt 
es weiterhin, auf die Einhaltung der 
auf Seite 32 genannten Anerken-
nungsvoraussetzungen zu achten. 
Darüber hinaus sind weitere Anfor-
derungen zu berücksichtigen, da an-
sonsten die Anerkennung widerrufen 
werden kann. 

Dies betrifft insbesondere die Fortbil-
dung, die in Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern in regel-
mäßigen Abständen unaufgefordert 
bei der anerkennenden Stelle nach-
gewiesen werden muss. Außerdem 
sind folgende Anerkennungsanforde-
rungen zu beachten:

Welche Voraussetzungen weiterhin 
beachtet werden müssen und welche 
Anforderungen gelten, ist von Bun-
desland zu Bundesland verschieden 
(vgl. S. 26 und 27).

•	 Die maximale Betreuungsanzahl

•	 Die Einhaltung der Umkreisbe-
grenzung

•	 Die Höhe der Aufwandsentschä-
digung

•	 Der maximale Zeiteinsatz pro Ka-
lendermonat

1

1

3

max
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Steuern und Finanzen

Wird für die nachbarschaftliche 
Unterstützung eine Aufwandsent-
schädigung gezahlt, muss die Nach-
barschaftshelferin oder der Nachbar-
schaftshelfer diese steuerlich geltend 
machen. Denn das Steuerrecht unter-
scheidet nicht zwischen Aufwands-
entschädigung und Einkünften, son-
dern fasst diese zusammen. 

Demnach sind prinzipiell alle finanzi-
ellen Einkünfte (auch aus ehrenamt-
lichen Tätigkeiten) steuerrechtlich 
als Einnahmen in voller Höhe beim 
zuständigen Finanzamt anzugeben. 
Das Finanzamt prüft diese Einnah-
men und unterstellt immer dann eine 
Einkunftserzielungsabsicht, wenn der 
Verdienst die Aufwände übersteigt. 
Das Einkommensteuergesetz (EStG) 
bietet für ehrenamtliche Tätigkeiten 
verschiedene Steuerbefreiungs- und 
Steuerermäßigungstatbestände (vgl. 
Infobox 11: Welche Steuerbefreiungs-
tatbestände gibt es?). 

Infobox 11: Welche 
Steuerbefreiungs- 
tatbestände gibt es?
Damit Einkünfte aus einem 
bürgerschaftlichen Engagement 
bei den Finanzämtern nicht 
vollständig versteuert werden 
müssen, bietet das EStG die fol-
genden Steuerbefreiungs- und 
Steuerermäßigungstat- 
bestände.

1.	 § 3 Nr. 26 EStG (Übungs- 
leiterpauschale)

2.	 § 3 Nr. 26a EStG (Ehren-
amtspauschale)

3.	 § 3 Nr. 36 EStG

Mit der Ausnahme von Hamburg und 
dem Saarland besteht in den Bundes-
ländern jedoch keine eindeutige und 
pauschale steuerrechtliche Situation, 
und somit muss in der Regel jeder 
Einzelfall von den Finanzämtern ge-
sondert geprüft werden.

In Hamburg kann über die obliga-
torische Registrierung bei der Ser-
vicestelle Nachbarschaftshilfe, der 
Steuerbefreiungstatbestand nach § 3 
Nr. 26 EStG, besser bekannt auch als 
Übungsleiterpauschale, geltend ge-
macht werden. Die Nachbarschafts-
helferinnen und Nachbarschaftshel-
fer erbringen durch die Registrierung 
bei der Servicestelle Nachbarschafts-
hilfe ihre Hilfe bei den pflegebedürf-
tigen Personen nun im Auftrag einer 
juristischen Person.

In den Bundesländern Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern, ohne 
eine entsprechende Registrierungs-
regelung, ist dieser Paragraf dagegen 
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Exkurs: Anrechnung des 
Entlastungsbetrages auf 
ALG I, ALG II und Leistun-
gen der Sozialhilfe

Es gilt, dass jede Form von Einnah-
men in Geld als Einkommen gewer-
tet werden, unerheblich woher diese 
Einnahmen stammen, ob sie steuer-
pflichtig sind, einmalig oder wieder-
holt anfallen. 

Wird Arbeitslosengeld I bezogen, ist 
es zulässig, Nebeneinkommen aus 
selbstständiger oder unselbstständi-
ger Arbeit zu beziehen, wobei diese 
Tätigkeit jedoch einen Umfang von 
15 Stunden wöchentlich nicht über-
schreiten darf. Die Tätigkeit muss au-
ßerdem unverzüglich der zuständigen 
Agentur für Arbeit mitgeteilt werden. 
Es wird im Einzelfall geprüft, ob und 
in welchem Umfang Nebeneinkom-
men angerechnet wird. Es gilt grund-
sätzlich ein Freibetrag von 165 Euro. 
Wird Arbeitslosengeld II bezogen, 

sind gemäß § 11b SGB II Absatz 2 für 
Bezüge und Einnahmen, welche nach 
dem Einkommenssteuergesetz steu-
erfrei sind (nach § 3 Nr. 12, 26, 26a 
oder 26b), ein Betrag von insgesamt 
200 Euro monatlich von der ALG-II-
Leistung absetzbar. Dies ist jedoch 
nur der Fall, wenn man im Auftrag 
einer juristischen Person (z. B. eines 
Vereins) tätig ist (z. B. in Hamburg).

Ansonsten gelten für ALG II die 
folgenden Freibeträge: Demnach 
werden die ersten 100 Euro aus Er-
werbseinkommen nicht angerechnet 
(Grundabsetzungsbetrag). Außerdem 
bleiben 20 % des über 100 Euro (bis 
einschließlich 1.000 Euro) sowie 10 % 
des über 1.000 Euro (bis 1.200 Euro) 
liegenden Anteils des Einkommens 
anrechnungsfrei. Für erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte, die entweder 
mit mindestens einem minderjähri-
gen Kind in Bedarfsgemeinschaft le-
ben oder die mindestens ein minder-
jähriges Kind haben, erhöht sich der 
Betrag von 1.200 Euro auf 1.500 Euro. 

Die zuständige Agentur für Arbeit 
informiert über Anrechnung bzw. 
Nichtanrechnung und entscheidet im 
Einzelfall.

Für die Leistungen der Sozialhilfe gilt  
ebenfalls ein Betrag von insgesamt 
200 Euro monatlich bei Einnahmen, 
die nach § 3 Nr. 12, 26, 26a oder 26b 
des Einkommensteuergesetzes steu-
erfrei sind.

Ansonsten können Einnahmen aus ei-
ner selbstständigen und nicht selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit bei Hilfe  
zum Lebensunterhalt oder Grund- 
sicherung im Alter in Höhe von 30 % 
des erzielten Einkommens, höchstens 
jedoch auf 50 % der Regelbedarfsstu-
fe 1 (2018: 208 Euro) abgesetzt wer-
den.

Weitere Informationen und die Merk-
blätter der Agentur für Arbeit sind 
unter www.einzelhelfer.de zusam-
mengefasst.



54

Aus der unklaren Situation zum Steu-
erbefreiungstatbestand nach § 3 Nr. 
36 EstG folgt dagegen, dass das nach-
barschaftliche Unterstützungspoten-
zial durch die Regelung zur „sittlichen 
Pflicht“ zusätzlich eingeschränkt 
wird. Die meisten Bundesländer be-
grenzen die Anzahl der maximal zu 
betreuenden Personen bereits aus 
guten Gründen. Hierbei geht es dar-
um zu verhindern, dass sich die Qua-
lität der geleisteten Hilfe zugunsten 
einer überhöhten Anzahl an Unter-
stützungsverhältnissen in einer Nach-
barschaft verschlechtert oder, dass 
sich engagierte Personen in ihrer 
Nachbarschaft aufgrund ihres Verant-
wortungsgefühls und -bewusstseins 
überlasten. Während diese Ober-
grenze des Verordnungsgebers richtig 
und wichtig ist, führt der steuerrecht-
liche Zwang der „sittlichen Pflicht“, 
nicht mehr als einen Pflegebedürfti-
gen unterstützen zu dürfen, zu einer 
weiteren Beschränkung, die von dem 
Verordnungsgeber ursprünglich nicht 
beabsichtigt war.

Fazit

Die Herangehensweisen der Bundes-
länder sind in Bezug auf die Nach-
barschaftshilfe teilweise sehr unter-
schiedlich. Im Resultat unterscheiden 
sich die Zugänge und die Bedingun-
gen, zu denen Nachbarschaftshilfe in 
den Bundesländern stattfinden kann 
und darf. Während dies bei einigen 
Voraussetzungen begründet und 
nachvollziehbar ist, und zwar wenn 
regionale Besonderheiten einbezo-
gen werden, wie zum Beispiel bei 
der Umkreisregelung, bestehen bei 
anderen Anforderungen begründe-
te Zweifel an der Praktikabilität und 
Umsetzbarkeit. In diesen Fällen kann 
es sinnvoll sein, bundeseinheitliche 
Standards zu definieren, die von allen 
Bundesländern einheitlich umgesetzt 
werden (z. B. Schulung und Qualifika-
tion, Versicherung und Steuerrecht, 
Aufwandsentschädigung). Eine klare 
und einheitliche Regelung beispiels-
weise in Bezug auf steuerrechtliche 
Angelegenheiten ist nicht zuletzt auch 

aus der Sicht der Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
anzustreben. Dies schafft neben Klar-
heit vor allem auch Gleichheit. Denn 
insbesondere in Grenzregionen der 
Bundesländer sind Unterschiede im 
Umfang und Aufwand der Anerken-
nungsvoraussetzungen schwieriger 
vermittelbar.
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Kapitel 3 –  
Der Servicepunkt

Gemäß § 7 SGB XI haben die Pflege-
kassen ihren Versicherten gegenüber 
eine grundsätzliche Pflicht zur Aufklä-
rung und Auskunft. In den §§ 7a, c ist 
darüber hinaus der Case- und Care-
managementauftrag deutlich hervor-
gehoben. Insbesondere Pflegestütz-
punkte sind – ausgehend von ihrem 
gesetzlichen Auftrag – prädestiniert, 
um wohnortnah Schnittstellenfunk-
tionen in der Koordination, Organi-
sation und Entwicklung individueller 
und lokaler Hilfsnetzwerke wahrzu-
nehmen. Die Praxis zeigt jedoch, dass 
selbst für etablierte Akteure, der 
durch die Rechtsverordnungen ge-
schaffene Rahmen und die geltenden 
versicherungs- und steuerrechtlichen 
Bestimmungen, nicht immer leicht 
nachvollziehbar und in der Folge auch 
nicht leicht vermittelbar ist. Um Versi-
cherten und sonstigen Interessierten 
eine einfache und umfassende Auf-
klärung, Information und Beratung 
zum Thema Nachbarschaftshilfe so-
wie zu den angrenzenden Themen-
bereichen zu ermöglichen, braucht es 

daher geeignete Ansprechpersonen 
und wohnortnahe Anlaufstellen.

Der Servicepunkt stellt eine solche 
Unterstützungsstruktur für Interes-
sierte sowie Engagierte dar. Die Ver-
sorgung von hilfe- und pflegebedürf-
tigen Menschen in ihrer häuslichen 
Umgebung steht dabei im Vorder-
grund und soll durch die damit ver-
bundene Arbeit gestärkt werden. Ziel 
ist es, den Verbleib von Pflegebedürf-
tigen in ihrer gewohnten Häuslichkeit 
aufrechtzuerhalten und sicherzu-
stellen, dass es diesen Menschen er-
möglicht wird, ihren Alltag möglichst 
lange unabhängig und eigenverant-
wortlich zu gestalten sowie soziale 
Kontakte aufrechtzuerhalten. Nach-
barschaftshilfe kann im Versorgungs-
mix von hilfe- und pflegebedürftigen 
Menschen eine wichtige Ergänzung 
sein. Die Servicepunkte sind daher 
eng an den Bedarfen und Bedürfnis-
sen der Zielgruppe(n) konzipiert, um 
einen möglichst guten Einstieg und 
gleichzeitig auch Verbleib zu ermög-
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Sieht die Rechtsverordnung des Lan-
des eine Registrierungsstelle vor, 
bei der sich das Tandem aus Nach-
barschaftshelferin oder Nachbar-
schaftshelfer und pflegebedürftiger 
Person  zur Anerkennung registrieren 
lassen muss (vgl. Hamburg), bietet 
sich für eine optimale Erreichbarkeit  
eine dezentrale Organisationsstruk-
tur durch verschiedene Stellen an. 
Insbesondere dann, wenn eine Re-
gistrierung persönlich erfolgen muss. 
Werden Servicepunkte in bestehen-
den Organisationen in einem Bun-
desland eingerichtet, bietet sich hier-
mit auch eine Möglichkeit an, diese 
mit einer Registrierung zu beauf-
tragen. Zu beachten sind hierbei die  
datenschutzrechtlichen Anforderun-
gen im Umgang mit Gesundheitsda-
ten, die besonders sensibel und da-
mit schützenswert sind. Neben den 
allgemeinen datenschutzrechtlichen 
Erfordernissen gelten zusätzliche Be-
dingungen. Um welche Bedingungen 
es sich hierbei handelt, kann unter 
anderem in einer „Orientierungshilfe 

zum Gesundheitsdatenschutz“ des 
Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) eingesehen 
werden, die auf der Projektwebseite 
unter www.einzelhelfer.de als Down-
load verfügbar ist. Mit oder ohne 
eine eventuelle Registrierungsrege-
lung benötigen die Organisationen 
eine gewisse personelle Ausstattung, 
um die Arbeit im und um den Service-
punkt herum gut und zufriedenstel-
lend bewerkstelligen zu können.

Wie viel Personal ist für 
die Einrichtung und Ver-
stetigung eines Service-
punktes notwendig?

Die personelle und zeitliche Ausstat-
tung eines Servicepunktes kann an 
verschiedenen Faktoren und Kenn-
zahlen orientiert werden. Eine valide 
Aussage ist an dieser Stelle insbeson-
dere aufgrund der Wechselwirkung 
verschiedener Faktoren nur unter 
Vorbehalt möglich. Beispielsweise 

spielt die Anzahl der im Einzugsge-
biet lebenden leistungsberechtigten 
Pflegebedürftigen eine wichtige Rol-
le, aber auch die allgemeine Bevölke-
rungsanzahl und Bevölkerungsdichte 
(vgl. Infobox 14: Wo können solche 
Kennzahlen eingesehen werden?).

Die Bereitschaft zum Engagement in-
nerhalb einer Region kann letztlich 
ebenfalls nur schwer vorhergesagt 
werden und ist unter anderem auch 
von den Rahmenbedingungen in den 
Bundesländern abhängig. Die Rechts-
verordnung beeinflusst maßgeblich 
die Durchlässigkeit einer Angebots-
form und auch die Mobilisierung 
von Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfern. Dabei spie-
len nicht immer die tatsächlichen, 
sondern die wahrgenommenen He-
rausforderungen eine Rolle. Häufig 
prägen Gespräche mit anderen diese 
subjektive Wahrnehmung in Bezug 
auf die Hürden. Kommunikation kann 
hierbei Hemmung abbauen, aber 
auch verstärken.
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Infobox 15: Finanzierung von Servicepunkten

Die Servicepunkte, die im Projekt „Förderung von Nachbar-
schaftshilfe durch Servicepunkte“ aufgebaut und erprobt wurden, 
wurden ohne Gegenfinanzierung im Rahmen bestehender Perso-
nal- und Sachmittel der teilnehmenden Einrichtungen umgesetzt. 
Für einen qualitätsgesicherten und nachhaltigen Regelbetrieb ist 
dieser Ansatz nur eingeschränkt geeignet. Modellhafte Finanzie-
rungen beispielsweise für den Aufbau von Servicepunkten sind 
im Rahmen von Quartiersprojekten (Finanzierungen sind z. B. 
über das Deutsche Hilfswerk möglich) oder Mittel des Ausgleichs-
fonds über den § 45c Abs. 1 SGB XI möglich. Die Herausforderung 
besteht wie in allen Bereichen in einer nachhaltigen Regelfinan-
zierung erprobter Infrastrukturansätze. Servicepunkte, die in 
einem Akteursnetzwerk umgesetzt werden, können eine Netz-
werkfinanzierung nach § 45c Abs. 9 SGB XI anstreben – Förderzu-
sagen sind hier zwar auf ein Kalenderjahr bezogen, können aber 
grundsätzlich in Folge gestellt werden. Auch eine erfolgreiche 
Implementierung von Servicepunkten in bestehende, finanzier-
te Beratungsinfrastrukturen im Rahmen des § 7c SGB XI, wie in 
Mecklenburg-Vorpommern, indizieren zusätzliche Ressourcenbe-
darfe, die mittelfristig in den entsprechenden Rahmenverträgen 
berücksichtigt werden müssen.

Was sind typische Auf-
gaben eines Service-
punktes?
Wie bereits im vorangegangenen Ab-
schnitt beschrieben, ist der zeitliche 
Aufwand sehr stark von den Aktivi-
täten des Servicepunktes abhängig 
und davon wie intensiv diese durch-
geführt werden. Grundsätzlich kön-
nen verschiedene Aufgabenbereiche 
unterschieden werden, die auch in 
einem bestimmten (zeitlichen) Ablauf 
zueinanderstehen. Das Organisieren 
und Planen der Aktivitäten im Ser-
vicepunkt stellt dabei eine wesentli-
che Querschnittsaufgabe dar, die je-
den notwendig werdenden weiteren 
Aufgabenbereich beeinflusst.

Abbildung 4 zeigt einen Überblick 
über die wesentlichen Aufgaben ei-
nes Servicepunktes.
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Exkurs: Unterstützende 
klassische und digitale 
Werbemittel und deren 
Gestaltung

Auch die Kommunikation mithilfe 
von klassischen und digitalen Medien 
muss offen und transparent sowie 
gleichzeitig in Form, Farbe und Ge-
staltung an den Bedarfen und Be-
dürfnissen der Zielgruppe orientiert 
sein. In diesem Zusammenhang kön-
nen einerseits verschiedene Modelle 
der Werbewirksamkeit berücksichtigt 
werden. Andererseits wissen häufig 
erfahrene Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter bereits, welche Art und Wei-
se der Gestaltung und Ansprache für 
die Zielgruppen notwendig sind. Die 
Redensart unterscheidet sich in ver-
schiedenen Regionen, sodass dies bei 
der Gestaltung auch berücksichtigt 
werden sollte. Wesentliche Grund-
annahmen, die bei der Erstellung und 
Gestaltung eine Rolle spielen, sind im 
Folgenden zusammengefasst:

1. Im Fokus sollte die unmittelbare 
Wirkung stehen. Nachbarschaftshilfe 
löst akute Probleme. Auf diese Pro-
bleme gilt es, hinzuweisen und kurz 
darzustellen, welche Rolle die Nach-
barschaftshilfe bei der Lösung spielen 
kann.

2. Die Darstellungen und Erklärungen 
sollten respektvoll und angemessen 
sein. Jeder Mensch ist gleichzeitig 
auch eine meinungsbildende Person. 
Ein positiver erster Eindruck weckt 
positive Emotionen und erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, dass es zu ei-
ner Weitergabe der Informationen 
kommt.

3. Es gilt, eine klare und leichte Spra-
che zu nutzen sowie kurze Sätze und 
kurze Textabschnitte zu verwenden.

4. Die Informationen sollten über-
sichtlich sowie lese- und augen-
freundlich gestaltet werden. Dafür 
sollte ein hoher Farbkontrast gewählt, 
keine blendenden Farben verwendet 

sowie große und serifenlose Schrift-
typen zur Anwendung kommen. Ob 
und wie gut Ihre Schrift- und Farb-
auswahl diesen Ansprüchen gerecht 
wird, kann beispielsweise unter  
www.leserlich.info überprüft werden.

5. Es empfiehlt sich, eine einheitliche 
Gestaltung mit einer klaren Wort- 
und Bildmarke zu verwenden, um 
den Wiedererkennungswert zu er-
höhen und ein einheitliches Erschei-
nungsbild in der öffentlichen Wahr-
nehmung zu konstruieren.
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Netzwerkarbeit

Die Netzwerkarbeit stellt eine wei-
tere typische Aufgabe eines Service-
punktes dar und ist eng mit der Öf-
fentlichkeitsarbeit verbunden. So ist 
die Zusammenarbeit mit Netzwerk-
mitgliedern auch eine bewährte 
Maßnahme  innerhalb der Öffent-
lichkeitsarbeit. Beispielsweise stellen 
Veranstaltungen eine Möglichkeit 
dar, mit unterschiedlichen Beteiligten 
ins Gespräch zu kommen und diese 
über das Angebot des Servicepunktes 
zu informieren. Netzwerkmitglieder 
organisieren wiederum Veranstaltun-
gen, auf denen über das Angebot des 
Servicepunktes informiert werden 
kann. Ziel ist es, Synergien zu schaffen 
und ein Netzwerk auf Organisations- 
und Verwaltungsebene zu errichten, 
welches sich bei Bedarf unterstüt-
zen und weiterhelfen kann. Die im 
Abschnitt „Welche Organisationen 
eignen sich zum Aufbau eines Ser-
vicepunktes?“ aufgeführten Einrich-
tungen sind in ihrem Quartier bereits 

gut vernetzt und besitzen zudem eine 
hohe Bereitschaft, sich in dieser Hin-
sicht auch weiterzuentwickeln.

Eine gute Netzwerkarbeit ermöglicht 
einen Überblick über die lokale und 
regionale Angebotsvielfalt, hilft bei 
der Vermeidung von Insellösungen 
und Doppelstrukturen, schärft das 
eigene Angebotsprofil und lässt die 
Gemeinschaft insgesamt zusammen-
wachsen. Die im Rahmen der Nach-
barschaftshilfe relevanten lokalen, re-
gionalen und überregionalen Akteure 
sind in der Infobox 17: „Wer zählt zu 
einem guten Netzwerk?“ und in der 
Abbildung 5 beispielhaft aufgeführt.

Infobox 17: Wer zählt 
zu einem guten Netz-
werk?
•	 Organisationen der Senio-

ren- und Ehrenamtsarbeit
•	 Sozialministerien und 

sonstige Behörden, die als 
Verordnungsgeber agieren

•	 Versicherungen und  
Pflegekasse

•	 Örtliche Medien
•	 Interessenvertretungen
•	 Kommunen und Kreise
•	 Sport- und Kulturvereine
•	 Finanzämter

Eine Übersicht über die An-
sprechpersonen einiger rele-
vanter Akteure in verschiede-
nen Bundesländern finden sich 
unter: www.einzelhelfer.de
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Aufklärung, Information 
und Beratung

Im Rahmen der Aufklärung sind den 
interessierten Einzelpersonen, hil-
fe- und pflegebedürftigen Menschen 
sowie deren Angehörige transparent 
und ergebnisoffen die verschiedenen 
Themenfelder der Einrichtung, Mög-
lichkeiten des Engagements in der 
Region und die Leistungen der Pfle-
geversicherung näherzubringen. Der 
Umfang dieser Aufklärung ist dabei 
sehr stark von dem jeweiligen Inte-
resse und der Spezifität der Anfrage 
abhängig. Um die Kommunikation 
möglichst zielgerichtet und effizient 
zu gestalten, sollte im Gespräch ge-
klärt werden, ob und wie umfang-
reich eine Aufklärung erfolgen soll.

Im Verlauf dieser Aufklärung ist vom 
Servicepunkt auch eine Bedarfs- und 
Erwartungsanalyse vorzunehmen, 
um so die Motivation, die Wünsche 
und das Interesse der Personen ab-
zuklären. Grundsätzlich kann auf 

persönliche und berufliche Aspekte, 
auf die Familiensituation, die Belast-
barkeit, die Erfahrungen mit anderen 
Menschen sowie die Erwartungen 
und Motive eingegangen werden (vgl. 
Exkurs: Wie können die Motivation, 
die Erwartungen und die Interessen 
der interessierten Personen erfasst 
werden?). Diese Bedarfs- und Erwar-
tungsanalyse sollte mit Einverständ-
nis des Gesprächspartners dokumen-
tiert werden.

Was sind typische Inhalte der Auf-
klärung?
Innerhalb eines Aufklärungsgesprä-
ches sollten die folgenden Aspekte 
behandelt werden:

•	 Aufklärung über das Leitbild der 
eigenen Einrichtung sowie die 
damit verbundenen Ziele 

•	 Aufklärung über aktuell durch-
geführte Projekte, über relevante 
Themenfelder und Zielsetzungen

•	 Aufklärung über die Vielfalt der 
Möglichkeiten, sich in seiner Re-

gion zu engagieren (von Grup-
penangeboten bis organisations-
unabhängigen Angeboten)

•	 Aufklärung über mögliche Ange-
bots- und Unterstützungsformen 
für hilfe- und pflegebedürftige 
Menschen (von Gruppenangebo-
ten bis organisationsunabhängi-
gen Angeboten)

•	 Durchführung einer Bedarfs- und 
Erwartungsanalyse

Innerhalb des Aufklärungsgespräches 
sollte unbedingt auch auf die Beson-
derheiten einer möglichen Pflegesi-
tuation hingewiesen werden, in der 
verschiedene Personen mit- und ne-
beneinander Hilfe und Unterstützung 
leisten, sodass eine angemessene 
Eingliederung der potenziellen Nach-
barschaftshelferinnen und -helfer er-
reicht werden kann.

Wurde im Rahmen der Aufklärung 
vonseiten des Servicepunktes oder 
von Seiten der interessierten Person 
festgestellt, dass eher ein anderes 
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Exkurs: Erfassung der 
Motive, Erwartungen und 
Vorstellungen der interes-
sierten Personen

Die Motivation, sich im Rahmen der 
Nachbarschaftshilfe zu engagieren 
beziehungsweise Nachbarschaftshil-
fe für sich in Anspruch zu nehmen, 
gilt es, zusammen mit den Erwartun-
gen und Interessen abzuklären. Dies 
kann, muss aber nicht standardisiert 
erfolgen. In vielen Fällen, insbeson-
dere zu Beginn der Servicepunkttä-
tigkeit, kann es jedoch hilfreich sein, 
einen Leitfaden mit den wichtigsten 
Fragen zu erstellen. Hierüber kann 
eine systematische Abfrage der in-
dividuellen Situation, Bedarfe und 
Wünsche erfolgen und so festgestellt 
werden, ob eine Person und ein be-
stimmtes Engagementfeld zusam-
menpassen. Wichtig ist es, überzo-
gene und falsche Erwartungen oder 
Motive zu erkennen, um sensible 
Gruppen zu schützen, Missverständ-

nisse vorzubeugen und Frustration zu 
vermeiden. Im Zuge der individuellen 
Gespräche ist ein einfühlsames Vor-
gehen notwendig, um sensibel auf 
die Vorlieben und Abneigungen der 
Personen eingehen zu können.

Die folgende Fragensammlung bie-
tet einen exemplarischen Einstieg in 
die Erstellung eines Erhebungsbogen 
zur Abbildung der Interessen, Motive 
und Erwartungen sowohl vonseiten 
der potenziellen Nachbarschaftshel-
ferinnen und Nachbarschaftshelfer 
als auch vonseiten der pflegebedürf-
tigen Menschen. Ein Musteraufklä-
rungsfragebogen finden Sie unter 
www.einzelhelfer.de. 

•	 Sind Sie oder waren Sie bereits 
irgendwo bürgerschaftlich enga-
giert?

•	 Welche Tätigkeiten sind Sie bereit 
zu übernehmen?

•	 An welchen wöchentlichen/mo-
natlichen Zeitaufwand haben Sie 
gedacht?

•	 Für welchen Zeitraum möchten 
Sie sich engagieren?

•	 Möchten Sie auf persönliche Er-
fahrungen, eigene Interessen 
und/oder berufliche Kompeten-
zen zurückgreifen bzw. diese ein-
bringen?

•	 Möchten Sie neue Fertigkeiten 
und Fähigkeiten erwerben?

•	 Möchten Sie einen Ausgleich zu 
Ihrem Berufsleben schaffen?

•	 Sind Sie auf der Suche nach neu-
en und persönlichen Kontakten?

•	 Sind Sie auf der Suche nach ge-
sellschaftlicher und persönlicher 
Anerkennung?

•	 Möchten Sie sich mit einer Orga-
nisation identifizieren?

•	 Verfolgen Sie ideelle Ziele und 
möchten die Welt verbessern?
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Vermittlung

In den meisten Fällen kennen sich 
Nachbarschaftshelferin oder Nach-
barschaftshelfer und die pflegebe-
dürftige Person bereits. In solchen 
Fällen ist selbstverständlich keine 
weitere Vermittlung notwendig. In 
manchen Fällen kann es jedoch vor-
kommen, dass noch kein Tandem   
existiert oder in Planung ist, wenn der 
Kontakt zum Servicepunkt aufgebaut 
wird. In diesen Fällen ist es möglich, 
dass der Servicepunkt als vermit-
telnde Stelle bei der Bildung eines 
Tandems unterstützend tätig wird. 
Zu berücksichtigen ist hierbei, dass 
Vorbehalte aufseiten der Pflegebe-
dürftigen meist dann besonders groß 
sind, wenn der nachbarschaftlichen 
Unterstützung keine entsprechen-
de Bekanntschaft vorausgeht. Diese 
Hemmnisse gilt es zu berücksichtigen 
und anzusprechen.

Die Vermittlung ist in erster Linie an 
landesrechtliche Vorgaben gebun-

den. Das bedeutet, dass der Service-
punkt lediglich dann eine Vermittlung 
durchführen darf, wenn dies durch 
die Rechtsverordnung des Landes 
nicht explizit oder implizit ausge-
schlossen wird (vgl. Infobox 19: In 
welchen Bundesländern ist eine Ver-
mittlung ausgeschlossen?).

Infobox 19: In welchen Bundesländern ist eine 
Vermittlung ausgeschlossen?
Zum aktuellen Zeitpunkt wird in keiner der vorliegenden Rechts-
verordnungen eine Vermittlung explizit ausgeschlossen. Zu be-
achten sind die definierten Umkreise für „Nachbarschaften“. In 
Hamburg kann ein impliziter Ausschluss angenommen werden. 
Ein Tandem aus Nachbarschaftshelferin oder Nachbarschaftshel-
fer und pflegebedürftiger Person begründet sich der Annahme 
nach immer auf einer intakten persönlichen Beziehung. Die Regis-
trierung bei der Servicestelle Nachbarschaftshilfe findet erst unter 
dieser Voraussetzung statt. Aus dieser Annahme heraus leitet sich 
auch der Verzicht auf eine Schulungsverpflichtung der Nachbar-
schaftshelferinnen und Nachbarschaftshelfer ab.

Die Grundvoraussetzung für eine 
funktionierende Vermittlung stellt 
immer eine sorgfältige Dokumenta-
tion und Bedarfs- sowie Erwartungs-
analyse im Rahmen der Aufklärung, 
Information und Beratung dar. Erst 
auf Basis dieser schriftlichen Doku-
mentation kann eine nachvollzieh-
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Begleitung

Ein häufiger Vorbehalt gegenüber 
dem Engagement von unabhängig 
stattfindender Nachbarschaftshilfe 
im privaten Umfeld und im Umgang 
mit einer vulnerablen Zielgruppe 
in ihrer Häuslichkeit ist, dass dieses 
Engagement in der Regel unbeglei-
tet und damit auch unkontrolliert 
durchgeführt werden kann. Aus die-
sem Grund ist gerade die Begleitung 
der Tandems durch den Servicepunkt 
eine wichtige Voraussetzung für eine 
auf Dauer ausgelegte und für alle Be-
teiligten gut funktionierende Nach-
barschaftshilfe. Die Begleitung sollte 
insbesondere dann, wenn der Ser-
vicepunkt ein Tandem vermittelt hat, 
aktiver ausfallen. Es kann in solchen 
Fällen sinnvoll sein, in engerem Kon-
takt zu den Personen zu bleiben.

Ein gut begleitetes Engagement 
von Nachbarschaftshelferinnen und 
Nachbarschaftshelfern im häuslichen 
Bereich führt letztlich zu einer ge-

sunden persönlichen Beziehung und 
stellt ein dauerhaftes und regelmäßi-
ges Engagement sicher.

Die Begleitung des Servicepunktes 
sollte in erster Linie in der wertschät-
zenden Anerkennung des Tandems 
allgemein und der Nachbarschafts-
helferinnen und Nachbarschaftshel-
fer im Speziellen liegen. Weiß der 
Servicepunkt beispielsweise, dass ein 
Tandem auch an kulturellen Ereignis-
sen interessiert ist, kann dieser ge-
zielt Aktivitäten vorschlagen oder be-
werben. Darüber hinaus können im 
Kontakt mit der Nachbarschaftshel-
ferin oder dem Nachbarschaftshelfer 
beispielsweise Fortbildungsangebote 
nahegelegt werden, um eine Weiter-
bildung im eigenen Interessenbereich 
zu ermöglichen. Dies kann sich auch 
positiv auf das Engagementverhältnis 
auswirken.

Neben diesen individuellen Emp-
fehlungen sollte der Servicepunkt 
in regelmäßigen Abständen niedrig-

schwellige Erfahrungsaustausch- und 
Vernetzungstreffen für die Nach-
barschaftshelferinnen und Nach-
barschaftshelfer, aber auch für die 
Tandems anbieten, um Gespräche 
untereinander zu fördern und einen 
Dialog zu ermöglichen.

Der Servicepunkt steht darüber hin-
aus immer als Anlaufstelle und Lotse 
für das Tandem bei allgemeinen Fra-
gen (beispielsweise zur Abrechnung 
mit der Pflegekasse) oder bei spe-
ziellen Herausforderungen zur Ver-
fügung und bietet entlastende Hilfen 
an, wenn beispielsweise auffällige 
Verhaltensweisen im Alltag auftreten 
oder Konflikte entstehen, die nicht 
zwischen dem Tandem selbst gelöst 
werden können (vgl. Abbildung  7). 
Diese Hilfen können einerseits in 
moderierenden Gesprächen oder in 
der Vermittlung an andere Angebote 
bestehen (wie psychosoziale Bera-
tungsstellen, Telefonseelsorge, Kri-
sentelefon z. B. der Alzheimer Gesell-
schaften).
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Steckbriefe

Im Zeitraum von 2017 bis 2020 hat 
das Kuratorium Deutsche Altershilfe 
im Rahmen eines Forschungs- und 
Entwicklungsprojektes im Auftrag 
des Bundesministeriums für Gesund-
heit  untersucht, wie Servicepunkte, 
die anerkennungsfähige Nachbar-
schaftshilfe unterstützen können. 
Im Rahmen des Projektes wurden 
in verschiedenen Bundesländern 56 
Servicepunkte in bestehenden Orga-
nisationen eingerichtet. Die Service-
punkte erprobten im Projektverlauf 
das im vorangegangenen Kapitel dar-
gestellte Konzept zur Unterstützung 
und Förderung von Nachbarschafts-
hilfe und halfen dabei, dieses weiter 
auszudifferenzieren.

Unter welchen Voraussetzungen ein 
Servicepunkt funktioniert, welche 
Kompromisse manchmal notwendig 
sind, wie dadurch Nachbarschafts-
hilfe gefördert werden kann und wel-
chen Beitrag Nachbarschaftshilfe für 
die Unterstützung von Pflegebedürf-
tigen und für ihre Angehörigen leistet, 

muss dabei immer in Abhängigkeit 
der jeweiligen Rahmenbedingun-
gen beurteilt werden. Servicepunkte 
müssen daher in Abhängigkeit dieser 
Rahmenbedingungen gedacht und 
weiterentwickelt werden.

Die  Variationsbreite an möglichen 
Servicepunkt-Modellen ist groß! 
Passend zu den Rahmenbedingun-
gen und regionalen Gegebenheiten 
haben die Organisationen Ihre teil-
weise ganz unterschiedlichen und 
angepassten Servicepunkt-Konzepte 
erprobt. Auf den folgenden Seiten 
werden einige dieser verschiedenen 
Ansätze kurz vorgestellt und den Ser-
vicepunkten eine Möglichkeit gege-
ben, Ihre Arbeit und Organisation zu 
präsentieren.
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